


Rechtslage
Mit dem Erbvertrag kann der Erblasser zu Lebzeiten unter Mitwirkung sämtlicher Vertragsparteien bindend planen, wie der Nachlass nach seinem Tod aufgeteilt werden soll. Er kann insbesondere Erben und Vermächtnisnehmer einsetzen (positiver Erbvertrag). 

1. Definition des Erbvertrages

Mit dem Erbvertrag kann der Erblasser vom gesetzlichen Erbrecht abweichen und zu Lebzeiten bindend planen, wie der Nachlass nach seinem Tod aufgeteilt werden soll. Diese Nachlassplanung erfolgt - im Unterschied zum Testament - unter Mitwirkung sämtlicher Parteien des Erbvertrages. Das bedeutet, dass bei einem Erbvertrag immer mindestens zwei Personen beteiligt sind, wobei zumindest der Erblasser bindend verfügt. Nimmt die Gegenpartei die Erklärung lediglich an, wird von einem einseitigen Erbvertrag gesprochen. Es können aber auch beide Parteien Erblasser sein und sich im Erbvertrag gegenseitig oder Dritte begünstigen. Sodann liegt ein zweiseitiger Erbvertrag vor. Wird kein Erbvertrag geschlossen bzw. kein Testament errichtet, gilt im Todesfall des Erblassers immer die gesetzliche Erbreihenfolge (Art. 457 ff. ZGB; siehe Erben und Vererben - In Kürze). 

Erbverträge können positiv oder negativ ausgestaltet werden, auch eine Kombination ist möglich. Ein positiver Erbvertrag liegt vor, wenn der Erblasser bei seinem Tod jemanden durch Erbeinsetzung oder als Vermächtnisnehmer begünstigt (Art. 494 ZGB, siehe nachfolgenden Mustervertrag). Von einem negativen Erbvertrag wird gesprochen, wenn ein unentgeltlicher Erbverzicht oder ein entgeltlicher Erbauskauf vereinbart wird (siehe Negativer Erbvertrag - Rechtliche Hinweise).

Jede Person, die das 18. Lebensjahr vollendet hat und urteilsfähig ist, darf als Erblasser einen positiven Erbvertrag abschliessen. Personen unter einer Beistandschaft, die den Abschluss eines Erbvertrages umfasst, bedürfen der Zustimmung ihres gesetzlichen Vertreters.

Der grosse Vorteil gegenüber dem Testament wird in der starken Bindungswirkung des Erbvertrages gesehen. Einerseits verschafft diese den Vertragsbeteiligten Sicherheit und durch die Bindungswirkung kann oft auch das Streitpotential zwischen den Hinterbliebenen reduziert werden. Andererseits kann die Bindungswirkung von Nachteil sein, wenn sich die persönlichen und wirtschaftlichen Verhältnisse geändert haben. Die Änderung und Aufhebung des Erbvertrages ist nur erschwert möglich (Art.513 f. ZGB, siehe Ziffer 4).

2. Inhalt des positiven Erbvertrages

Der positive Erbvertrag kann grundsätzlich frei gestaltet werden. Er kann sich nur teils oder gesamthaft auf den Nachlass beziehen bzw. entgeltlich oder unentgeltlich ausgestaltet sein. Der Erbvertrag muss mindestens eine bindende Verfügung enthalten. Zusätzlich können auch einseitige, testamentarische Klauseln aufgenommen werden, z.B. die Einsetzung eines Willensvollstreckers oder die Enterbung. Dass eine solche Klausel durch den Erblasser jederzeit frei widerrufen werden kann, sollte im Erbvertrag klar festgehalten werden (Art. 509 ZGB, siehe Ziffer des 4 Mustervertrages).

Grenze der Vertragsfreiheit bildet grundsätzlich das zwingend einzuhaltende Pflichtteilsrecht. Hinterlässt der Erblasser im Todeszeitpunkt Nachkommen, Eltern, den Ehegatten oder einen eingetragenen Partner, kann er nur bis zu deren Pflichtteil über sein Vermögen in einem positiven Erbvertrag verfügen (Art. 470 ZGB). Diese Regelung gilt nicht für den Pflichtteilserben, der im negativen Erbvertrag auf seinen Pflichtteil ausdrücklich verzichtet (siehe Negativer Erbvertrag - Rechtliche Hinweise). Für individuelle Regelungen oder bei komplexen Fallgestaltungen empfiehlt sich eine Rechtsberatung. 

Kernelemente des positiven Erbvertrages sind:

· Vorname, Name, Geburtsdatum und -ort, Adresse der Vertragsparteien;

· Widerruf bisheriger letztwilliger Verfügungen (siehe Ziffer 1 des Mustervertrages)

· Erbeinsetzung oder Vermächtnis mit genauer Bezeichnung der Begünstigten (Erben, Vermächtnisnehmer);

· Datum (Tag, Monat, Jahr) und Unterschrift der Vertragsparteien.

Der Erblasser kann in einem positiven Erbvertrag folgende Verfügungen treffen (nicht abschliessend):

a) Erbeinsetzung

Der Erblasser kann eine oder mehrere Personen als Erben für einen Teil oder die ganze Erbschaft einsetzen (Art. 494 ZGB, siehe Ziffer 2 des Mustervertrages). Die Personen können bereits gesetzliche Erben sein oder erst durch die Erbeinsetzung im Erbvertrag Erbe werden. 

Die Erbeinsetzung kann mit einer Gegenleistung des Begünstigten verbunden werden, z.B. dass dieser den Erblasser ebenfalls als Erben einsetzt oder eine Leistung zu Lebzeiten verspricht (Zahlung eines Geldbetrages, Erlass von Schulden etc.). Ein Spezialfall bildet die so genannte Verpfründung (Art. 521 OR). Während der Erblasser sich verpflichtet, dem Erben sein Vermögen oder bestimmte Vermögenswerte zu übertragen, sichert der Erbe als Gegenleistung zu, ihm Unterhalt und Pflege zu Lebzeiten zu gewähren (siehe Ziffer 2.2 des Mustervertrages). 

Verschiedenste Konstellationen sind bei einer Erbeinsetzung denkbar, z.B.:

· Ein nicht gesetzlicher Erbe (z.B. die Verlobte, der Schwager oder ein Freund) wird als Erbe hinsichtlich einer bestimmten Quote oder bestimmter Gegenstände eingesetzt. Der übrige Teil der Erbschaft, über den der Erblasser nicht verfügt, fällt an die gesetzlichen Erben. 

· An die Stelle eines gesetzlichen Erben wird unter Beachtung des Pflichtteilsrechts ein nicht gesetzlicher Erbe eingesetzt.

· Ein gesetzlicher oder nicht gesetzlicher Erbe wird für die ganze Erbschaft eingesetzt (siehe Ziffer 2.1 des Mustervertrages).

Die Erben sind entweder Vertragspartei oder Dritte im Erbvertrag. In beiden Fällen verpflichtet sich der Erblasser, den eingesetzten Personen seine Erbschaft zu hinterlassen. Zu Lebzeiten kann der Erblasser jedoch frei über sein Vermögen verfügen; er kann es verbrauchen, verschenken etc. Unterschiede bestehen in der Bindungswirkung des Erbvertrages. Ist der Erbe als Vertragspartei beteiligt, kann der Erblasser die Erbeinsetzung grundsätzlich nicht einseitig widerrufen. Wurde der Erbe als Dritter begünstigt, kann der Erblasser zusammen mit den Vertragsparteien die Erbeinsetzung rückgängig machen. 

b) Vermächtnis

Der Erblasser kann eine oder mehrere Personen nicht als Erben, sondern als Vermächtnisnehmer einsetzen (Art. 494 ZGB, siehe Ziffer 3 des Mustervertrages). Der Bedachte erhält einen Vermögensvorteil als Vermächtnis, z.B. eine ganz bestimmte Sache (z.B. Immobilie), einen genau bezifferten Vermögenswert (z.B. CHF 20'000), die Nutzniessung an einem Grundstück oder Vermögen, Schuldbefreiungen etc. Vermächtnisnehmer können - im Gegensatz zu den Erben - nicht für die Schulden des Erblassers haftbar gemacht werden. 

Wie bei der Erbeinsetzung kann der Vermächtnisnehmer Vertragspartei oder Dritter im Erbvertrag sein. Der Erblasser verpflichtet sich, dem Vermächtnisnehmer ein Vermächtnis zu hinterlassen. Dieser kann das Vermächtnis aber auch ablehnen. Bei einer Vertragspartei kann das Vermächtnis nicht einseitig durch den Erblasser widerrufen werden. Bei einem Dritten können der Erblasser und die Vertragspartei die Begünstigung später entziehen. Möglich ist auch, dass der Erblasser das Vermächtnis in Form einer testamentarischen Klausel formuliert, die er jederzeit einseitig widerrufen kann (siehe Zusatz zu Ziffer 3 des Mustervertrages).

c) Auflagen und Bedingungen

Sowohl die Erbeinsetzung als auch das Vermächtnis kann mit Auflagen oder Bedingungen verknüpft werden (Art. 482 ZGB). Mit der Auflage wird der Erbe bzw. Vermächtnisnehmer zu einem bestimmten Tun oder Unterlassen verpflichtet, z.B. für das Tier des Erblassers zu sorgen (siehe Zusatz zu Ziffer 3 des Mustervertrages). 

Weitere Auflagen sind z.B. der Auftrag, eine Stiftung zu errichten oder Vorgaben, wie das Familienunternehmen geführt werden soll. Eine Auflage für den Erben (nicht für den Vermächtnisnehmer) ist etwa auch das Teilungsverbot oder der Teilungsaufschub (Art. 608 ff. ZGB): "Die Erben ____ [Vorname, Name] und ____ [Vorname, Name] erhalten das Ferienhaus. Eine Erbteilung über diesen Nachlassgegenstand kann frühestens 10 Jahre nach dem Tod des Erblassers erfolgen." 
Mit der Bedingung wird die Rechtswirkung des Erbvertrages vom Eintritt eines künftigen, noch ungewissen Ereignisses abhängig gemacht. Der Erbe bzw. Vermächtnisnehmer erhält das Erbe bzw. Vermächtnis erst, wenn die vom Erblasser bezeichnete Bedingung erfüllt ist: "Der Erbe ____ [Vorname, Name] erbt erst, wenn er sein Universitätsstudium vollständig abgeschlossen hat." 

Möglich ist auch, dass die Begünstigung nachträglich wegfällt, weil die Bedingung nicht erfüllt worden ist: "Unsere Freundin ____ [Vorname, Name] erhält als Vermächtnis CHF 50'000.00 unter der Bedingung, dass sie die kranke Frau des Erblassers bis zu ihrem Tod pflegt. Andernfalls geht das Vermächtnis an die Erben des Erblassers zurück."

d) Ersatzverfügung

Der Erblasser kann mit Blick auf die Erbeinsetzung bzw. das Vermächtnis eine Ersatzverfügung treffen (Art. 487 ZGB, siehe Ziffer 2.4 des Mustervertrages). Fällt der Erstberufene weg, weil er z.B. vorverstorben ist oder die Erbschaft ausgeschlagen hat, können weitere Personen als "Ersatz-Erben" oder "Ersatz-Vermächtnisnehmer" bedacht werden. 

e) Nacherbeneinsetzung bzw. Nachvermächtnis

Ferner ist die Nacherbeneinsetzung bzw. das Nachvermächtnis im Erbvertrag möglich (Art. 488 ff. ZGB, siehe Ziffer 2.1 und 2.5 des Mustervertrages). Sie hat den Zweck, zwei zeitlich aufeinander folgende Erben bzw. Vermächtnisnehmer kumulativ zu begünstigen: "Zuerst soll ____ [Vorname, Name] das Vermögen erhalten, nach seinem Tod ____ [Vorname, Name]."
Ersterer darf die Erbschaft nutzen und gebrauchen, nicht aber verbrauchen. Somit wird die Verschwendungsgefahr durch den Vorerben zumindest reduziert. Denkbar ist z.B. die Konstellation, dass der Ehegatte als Vorerbe und dessen nichtgemeinsames Kind als Nacherbe eingesetzt wird. 

f) Stiftungserrichtung

Der Erblasser kann eine Stiftung in der Form des Erbvertrages errichten (Art. 493 ZGB). Inhaltlich kann es eine Erbeinsetzung, ein Vermächtnis, eine Auflage an einen Vermächtnisnehmer, eine Ersatzverfügung oder eine Nacherbeneinsetzung sein. 

Die erbrechtliche Stiftung muss den gesetzlichen Vorgaben gemäss Art. 80 ff. ZGB entsprechen. Die Stiftungserrichtung macht Sinn, wenn der Erblasser genügend verfügbares Vermögen widmet, das in einem vernünftigen Verhältnis zum besonderen Stiftungszweck steht. 

g) Enterbung

Der Erblasser kann einen gesetzlichen Erben im Erbvertrag enterben. Das bedeutet, er kann dem Erben seinen Pflichtteil am Nachlass teilweise oder ganz entziehen. Hierbei handelt es sich aber um eine testamentarische Klausel, die frei widerrufbar ist.

Die Enterbung ist möglich, wenn der Erbe gegen den Erblasser oder eine ihm nahestehenden Person eine schwere Straftat begangen oder familienrechtliche Pflichten in schwerer Weise verletzt hat (Art. 477 ZGB). Die Gründe sind möglichst genau zu umschreiben: "Meine Tochter ____ [Vorname, Name] wird enterbt. Ihr Versuch, meinen Vater zu vergiften, kann und will ich ihr nicht verzeihen."
Der Erblasser hat auch die Möglichkeit der so genannten Präventiventerbung (Art. 480 ZGB). Sie ist nur gegenüber zahlungsunfähigen Nachkommen zulässig. Bestehen gegen einen Nachkommen Verlustscheine, kann ihm der Erblasser die Hälfte des Pflichtteils entziehen und diese den vorhandenen oder später geborenen Kindern desselben zuwenden. Die Enterbung fällt jedoch dahin, wenn bei der Eröffnung des Erbgangs keine Verlustscheine mehr bestehen, oder wenn deren Gesamtbetrag einen Viertel des Erbteils nicht übersteigt. Ein Formulierungsbeispiel ist: "Mein Sohn ____ [Vorname, Name] wird enterbt unter Belassung der Hälfte seines Pflichtteils. Gegen ihn bestehen Verlustscheine. Der entzogene Pflichtteil sowie die Differenz zwischen Pflichtteil und gesetzlichen Erbteil meines Sohnes fallen dessen Nachkommen zu."
h) Willensvollstrecker

Der Erblasser kann im Erbvertrag eine oder mehrere Personen als Willensvollstrecker bestimmen (Art. 517 ZGB, siehe Ziffer 4 des Mustervertrages). Hierbei handelt es sich um eine testamentarische Klausel, die frei widerrufbar ist.

Der bezeichneten Person steht es frei, dieses privatrechtliche Amt innert 14 Tagen nach Mitteilung durch die Testamentseröffnungsbehörde anzunehmen oder abzulehnen. Der Erblasser kann auch einen Ersatz-Willensvollstrecker bezeichnen. 

Die Aufgabe des Willensvollstreckers ist es, den Nachlass gemäss den Anordnungen des Erblassers zu verwalten, abzuwickeln und zu teilen. Hierbei ist auch eine Beschränkung der Aufgaben möglich, z.B. auf die Ausrichtung eines Vermächtnisses oder die Überwachung einer Auflage. Der Einsatz eines Willensvollstreckers kann sowohl in einfachen als auch in komplizierten Nachlässen, z.B. mit mehreren Erben im Ausland, vorteilhaft sein. Der Willensvollstrecker sorgt für die unverzügliche und unstreitige Nachlassabwicklung. Für seine Tätigkeit erhält er aus dem Nachlass eine angemessene Vergütung, inklusive Ersatz der Auslagen und Spesen. 

3. Form und Hinterlegung des Erbvertrages

Der Erbvertrag ist öffentlich zu beurkunden (Art. 512 ZGB). Zwingend ist, dass der Erblasser und sämtliche Vertragsparteien gleichzeitig anwesend sind. Zudem müssen zwei Zeugen mitwirken, wodurch garantiert werden soll, dass der Vertrag dem Willen des Erblassers entspricht. 

Der Erblasser und die Vertragsparteien sind frei in der Entscheidung, wo sie den Erbvertrag hinterlegen (z.B. zu Hause, im Banksafe, beim Notar oder Rechtsanwalt etc.). Eine Hinterlegungspflicht, wie sie für das öffentliche Testament gilt, existiert nicht. Erbverträge können auch im Testamentenregister des schweizerischen Notarenverbandes (www.test​amentenregister.ch) registriert werden, um das Auffinden zu erleichtern.

4. Änderungen und Aufhebung des Erbvertrages

Der Erbvertrag kann nur geändert oder aufgehoben werden, wenn der Erblasser und sämtliche Vertragsparteien mit diesem Schritt einverstanden sind. Änderungen sind ebenfalls öffentlich zu beurkunden. Für die Aufhebung reicht eine gemeinsame schriftliche Übereinkunft der Parteien (Art. 513 ZGB). Testamentarische Klauseln im Erbvertrag (z.B. Enterbung und Willensvollstreckung) sind hingegen einseitig durch den Erblasser widerrufbar. 

Die einseitige Aufhebung des Erbvertrages ist ausnahmsweise möglich, wenn der Begünstigte nachträglich einen Enterbungsgrund gibt oder seine versprochene Gegenleistung nicht erfüllt (Art. 513 f. ZGB). 

5. Abgrenzung zum Testament

Das Testament ist - wie der Erbvertrag - eine Verfügung von Todes wegen. Ihnen ist gemeinsam, dass der Erblasser seine Nachlassplanung in Abweichung zur gesetzlichen Erbreihenfolge gestalten kann, wobei das Pflichtteilsrecht stets zwingend zu beachten ist. 

Ein wichtiger Unterschied zwischen Erbvertrag und Testament besteht in der Errichtung. Während der Erblasser das eigenhändige Testament allein und ohne Urkundsperson errichten kann, bedarf es beim Erbvertrag immer der Mitwirkung der im Vertrag erwähnten Erben und einer Beurkundung (wie beim öffentlichen Testament). 

Der Erbvertrag hat zudem eine stärkere Bindungswirkung als das Testament. Der Erbvertrag kann grundsätzlich nur durch gegenseitige schriftliche Übereinkunft sämtlicher Vertragsparteien aufgehoben werden. Das Testament ist hingegen jederzeit und einseitig widerrufbar (siehe Testament - Rechtliche Hinweise).

Positiver Erbvertrag (Erbbegünstigung)
zwischen

Vorname Name
geboren am 
von [Heimatort]

Strasse, Nr., PLZ Ort



nachfolgend "Erblasser"

und

Vorname Name
geboren am 
von [Heimatort]

Strasse, Nr., PLZ Ort



nachfolgend "Vertragspartei"

Die Parteien sind heute vor der unterzeichneten Urkundsperson erschienen und erklären mit dem Ersuchen um öffentliche Beurkundung als Erbvertrag:

1. Widerruf bisheriger Verfügungen

Variante 1

Mit Errichtung dieses Erbvertrages werden alle vom Erblasser bisher verfassten letztwilligen Verfügungen widerrufen. 

Variante 2
Mit Errichtung dieses Erbvertrages werden alle vom Erblasser bisher verfassten letztwilligen Verfügungen widerrufen, soweit sie diesem Erbvertrag zuwiderlaufen. 

2. Erbeinsetzung [Hinweis: Einzelne Punkte auswählen bzw. Unzutreffendes streichen.]
2.1 
Die Vertragspartei wird Alleinerbin bzw. Vorerbin des ganzen dereinstigen Nachlasses des Erblassers in Abzug des allfälligen Vermächtnisses von Ziffer 3 dieses Vertrages.

2.2
Als Gegenleistung sichert die Vertragspartei dem Erblasser zu, ihn bis zu seinem Tod zu pflegen. 
2.3
_____ [Kurze Umschreibung des gesetzlichen Erben, z.B. der Sohn, die Tochter des Erblassers etc.], _____ [Vorname, Name], geboren am _____ [Geburtsdatum], von _____ [Heimatort], wohnhaft in _____ [Wohnadresse] wird auf den ihm/ihr zustehenden Pflichtteil gesetzt.
2.4
Tritt die Vertragspartei die Erbschaft nicht an, wird _____ [Vorname, Name], geboren am _____ [Geburtsdatum], von _____ [Heimatort], wohnhaft in _____ [Wohnadresse] ersatzweise Alleinerbin bzw. Vorerbin des ganzen dereinstigen Nachlasses des Erblassers in Abzug der allfälligen Vermächtnisse von Ziffer 3 dieses Vertrages.

2.5
_____ [Kurze Umschreibung, z.B. die Konkubinatspartner/in, die Freund/in, das Patenkind des Erblassers etc.] _____ [Vorname, Name], geboren am _____ [Geburtsdatum], von _____ [Heimatort], wohnhaft in _____ [Wohnadresse] wird als Nacherbe des Erblassers eingesetzt.
3. Vermächtnisse [Hinweis: Einzelne Punkte auswählen bzw. Unzutreffendes streichen.]

3.1
Der Erblasser vermacht der gemeinnützigen Organisation _____ [Name der Organisation], mit Sitz in _____ [Ort]: _____ [Bezeichnung des Vermächtnisses, z.B. CHF 1'000.00].


Zusatz:

3.2
Mit dem Recht des jederzeitigen Widerrufs vermacht der Erblasser _____ [Kurze Umschreibung, z.B. seiner Nachbarin, seinem Freund etc.], _____ [Vorname, Name], wohnhaft _____ [Wohnadresse]: __________ [Bezeichnung des Vermächtnisses]. Das Vermächtnis ist unter der Auflage auszurichten, dass sie/er den Hund des Erblassers namens Rex umfassend umsorgt.
4. Willensvollstrecker [Hinweis: Einzelne Punkte auswählen bzw. Unzutreffendes streichen.]

4.1
Mit dem Recht des jederzeitigen Widerrufs setze ich als Willensvollstrecker ein: _____ [Vorname, Name], geboren am _____ [Geburtsdatum], von _____ [Heimatort], wohnhaft in _____ [Wohnadresse]. 

4.2
Sollte er/sie das Mandat ablehnen oder vorverstorben sein, ernenne ich als Ersatz-Willensvollstrecker: _____ [Vorname, Name], geboren am _____ [Geburtsdatum], von _____ [Heimatort], wohnhaft in _____ [Wohnadresse].

5. Teilunwirksamkeit

Sollte eine Bestimmung dieses Erbvertrages rechtlich unwirksam bzw. nichtig sein oder werden, wird hierdurch die Wirksamkeit der übrigen Bestimmungen nicht berührt. Die unwirksame bzw. nichtige Bestimmung ist durch eine Bestimmung zu ersetzen, die in gesetzlich zulässiger Weise dem Sinn und Zweck der unwirksamen Bestimmung sowie dem Willen der Vertragsparteien am nächsten kommt. Entsprechendes gilt, soweit dieser Erbvertrag lückenhaft sein sollte.

6. Ausfertigung und Hinterlegung [Hinweis: Einzelne Punkte auswählen bzw. Unzutreffendes streichen.]

6.1 Dieser Erbvertrag wird ____ -fach ausgefertigt. Den Vertragsparteien und der Urkundsperson wird je ein beglaubigtes Exemplar ausgehändigt.

6.2 Ein Exemplar wird bei der Hinterlegungsstelle ________ [Bezeichnung, z.B. Notar, Amtsstelle etc.] deponiert. 

______________________, den 
____________________
Ort


Datum

___________________________

___________________________

Unterschrift Erblasser



Unterschrift Vertragspartei 
Diese Urkunde enthält den mir mitgeteilten Parteiwillen. Sie ist von den Vertragsparteien gelesen, als richtig anerkannt und unterzeichnet worden.
______________________, den ______________
Ort

Datum

Notariat 
___________________________ 

___________________________

Unterschrift Notar

